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Abkiirzungsverzeichnis

EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement
VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
por

NDG Nachrichtendienstgesetz

BFS Bundesamt fur Statistik

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

EU Européische Union

GPDel Geschaftsprifungsdelegation

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

SSK Schweizerische Steuerkonferenz

StHG Bundesgesetz Uber die Harmonisierung der direkten Steuern der
Kantone und Gemeinden

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

RTVG Bundesgesetz Uber Radio und Fernsehen

ESTV Eidgendssische Steuerverwaltung

FDK Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

VPOD Schweizerischer Verband des Personals 6ffentlicher Dienste

KdK Konferenz der Kantonsregierungen

GSoA Gruppe flr eine Schweiz ohne Armee

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

SSV Schweizerischer Stadteverband

NDB Nachrichtendienst des Bundes
(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst fir Analyse und
Pravention)

SBV Schweizerischer Bichsenmacher- und Waffenfachhandlerverband

SOG Schweizerische Offiziersgesellschaft

IGS Interessengemeinschaft Schiessen Schweiz

SBLV Schweizerischer Bauerinnen- und Landfrauenverband

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

DFJP Département fédéral de justice et police

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

LRens Loi sur le renseignement

OF$S Office fédéral de la statistique

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

UE Union européenne

DéICDG Délégation des Commissions de gestion

SSR Société suisse de radiodiffusion

CsSl Conférence suisse des impots

LHID Loi fédérale sur I'harmonisation des impots directs des cantons et des
communes

Uss Union syndicale suisse

LRTV Loi fédérale sur la radio et la télévision

AFC Administration fédérale des contributions

CDF Conférence des directrices et directeurs cantonaux des finances

USAM Union suisse des arts et métiers

SSP syndicats des Services publics

CdC Conférence des gouvernements cantonaux

GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée

UPS Union Patronale Suisse

uvs Union des Villes Suisses

SRC Service de renseignement de la Confédération

(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)
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ASA Association suisse des armuriers et negociants d'armes specialisés

SSO Société Suisse des Officiers

CIT Communauté d'intérét du tir suisse

USPF Union suisse des paysannes et des femmes rurales

CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux

de justice et police
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 25.09.2016
KARIN FRICK

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 17.05.2009
HANS HIRTER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

Bei einer Stimmbeteiligung von knapp 43 Prozent nahm die Schweizer
Stimmbevolkerung am  25. September 2016 das Bundesgesetz iiber den
Nachrichtendienst (NDG) mit 65.5 Prozent Ja-Stimmen an. Das Resultat fiel damit noch
deutlicher aus, als es die im Vorfeld durchgefihrten Umfragen erwarten liessen. In
keinem einzigen Kanton resultierte eine Nein-Mehrheit. Die geringste Zustimmung
erfuhr das NDG im Kanton Basel-Stadt mit 55 Prozent. Am héchsten fiel die
Zustimmung mit gut 74 Prozent im Kanton Waadt aus, gefolgt von Nidwalden mit gut 70
Prozent. In allen anderen Kantonen bewegte sich der Ja-Anteil zwischen 60 und 70
Prozent, wobei sich keine nennenswerten Unterschiede zwischen den Landesteilen
oder zwischen Stadt und Land zeigten.

Bundesrat Guy Parmelin, der hiermit seine Feuerprobe als neuer Verteidigungsminister
vor dem Stimmvolk souveran bestanden hatte, zeigte sich sehr zufrieden mit dem
Ausgang der Abstimmung. Die Schweiz erhalte damit moderne Mittel, um auf aktuelle
Bedrohungen zu reagieren, sagte er gegenlber den Medien. Auch das Ja-Komitee zeigte
sich erfreut, dass es gelungen sei, die Angste vor der Masseniberwachung zu
entkraften. Die Presse deutete das Resultat entsprechend als Vertrauensbeweis der
Stimmbevolkerung in den Staat. Das unterlegene Nein-Lager kiindigte unterdessen an,
nun auf die transparente Kontrolle des NDB zu pochen und die vom Bundesrat
kommunizierte Zahl von rund zehn Uberwachungsfallen pro Jahr genau im Auge zu
behalten.

In Kraft treten wird das neue NDG am 1. September 2017. Bis dahin gebe es noch viel zu
tun, erkléarte der Verteidigungsminister. So musse der NDB organisatorisch und
technisch auf seine neuen Befugnisse ausgerichtet werden, denn mit diesen
Anpassungen habe man bis zur Abstimmung zugewartet. Die personelle Aufstockung des
NDB um 20 Stellen solle bis 2019 schrittweise erfolgen. Moglichst zeitnah musse zudem
die neue unabhangige Aufsichtsbehdrde eingerichtet werden, deren Leitung der VBS-
Chef bis Ende Jahr ernennen werde. Die Aufsicht solle dann - wie auch die
Sicherheitspolitischen Kommissionen der eidgendssischen Rate und die GPDel -
bereits in die Ausarbeitung der Verordnungen zur Konkretisierung des NDG einbezogen
werden, die der Bundesrat Anfang 2017 in die Vernehmlassung schicken wolle.

Abstimmung vom 25. September 2016

Beteiligung: 42.94%
Ja: 1'459'068 (65.5%)
Nein: 768'065 (34.5%)

Parolen:

- Ja: BDP, CVP, EDU (1*), EVP (1*), FDP, FP, KVP, SVP (1*); KKJPD, Economiesuisse
- Nein: GP, PdA, Piratenpartei, SD, SP (2*); GSoA, Digitale Gesellschaft, Syndicom
- Stimmfreigabe: GLP (4*)

* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen '

Datenschutz und Statistik

Am 17. Mai nahm das Volk den Bundesbeschluss mit 953'173 Ja zu 947'493 Nein dusserst
knapp an. Am deutlichsten fiel die Zustimmung im Kanton Luzern mit 58% aus, am
deutlichsten war die Ablehnung im Jura mit 56% Nein. Die in der Geschichte der
nationalen Volksabstimmungen zweitkleinste Differenz zwischen der Anzahl Ja- und
Nein-Stimmen (5780) |6ste Hunderte von Beschwerden mit der Forderung einer
Neuauszéhlung aus. Da aber nirgendwo konkrete Unregelméssigkeiten moniert wurden,
blieben sie erfolglos. Geméass der Vox-Analyse waren die Zweifel an der Datensicherheit
bei einer zentralen Speicherung der Passinformationen das wichtigste Motiv flur die
Nein-Stimmenden gewesen. Unterschiede im Stimmverhalten liessen sich kaum
feststellen. So opponierten Junge, trotz des Einsatzes der Jungparteien nicht mehr
gegen die neuen Passe als altere Personen, und auch die Bildung und die Sprachregion
spielten keinen Einfluss.
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 19.05.2019
KARIN FRICK

Abstimmung vom 17. Mai 2009

Beteiligung: 45,2%
Ja: 953"173 (50,1%)
Nein: 947'493 (49,9%)

Parolen: Ja: FDP, CVP (2)*, EVP (1)*, BDP; economiesuisse, SGV, SBV.
Nein: SVP (2)*, SP (1)*, GP, CSP, EDU, SD, Lega, FPS, PdA; Travail.Suisse.
Stimmfreigabe: GLP.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ?

Innere Sicherheit

Nach einem langen und emotionalen Abstimmungskampf nahm die Schweizer
Stimmbevolkerung am 19. Mai 2019 die Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie
mit 63.7 Prozent Ja-Stimmen deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag bei 43.9 Prozent.
Ausser im Tessin (45.5% Ja) Uberwog die Zustimmung in allen Kantonen. Am héchsten
fiel sie in Basel-Stadt mit 75 Prozent Ja-Stimmen aus, gefolgt von den drei
Westschweizer Kantonen Genf, Neuenburg und Waadt sowie dem Kanton Zurich mit
jeweils Uber 70 Prozent. Gesamtschweizerisch zeigte sich ein klarer Stadt-Land- oder
Zentrum-Peripherie-Graben, wobei die Zustimmung in den stadtischen Zentren am
hoéchsten und - nebst dem Tessin - in den landlichen Regionen wie dem Berner
Oberland, der Innerschweiz und den Blindner Stdtéalern am niedrigsten ausfiel.
Vertreterinnen und Vertreter der Beflirworterseite werteten das Ergebnis in der Presse
als positives Signal fur die Beziehungen der Schweiz zur EU und blickten zuversichtlich
in Richtung der anstehenden europapolitischen Entscheidungen Uber die
Begrenzungsinitiative sowie Uber das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU.
Demgegentber sah das unterlegene Nein-Lager im Resultat kein Ja zu Europa, sondern
schopfte daraus neuen Elan fur den Kampf gegen die Personenfreizlgigkeit und das
Rahmenabkommen. «Solche angstgetriebenen Abstimmungsergebnisse waren kinftig
die Regel, falls der Bundesrat das Rahmenabkommen mit der EU unterschreibt»,
zitierte beispielsweise die Aargauer Zeitung eine Mitteilung der SVP. Die Gesellschaft
fur ein freiheitliches Waffenrecht ProTell, die an vorderster Front gegen die
Anderungen im Waffenrecht gekdmpft hatte, liess derweil verlauten, man werde die
Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie nun sehr genau Uberwachen und den Bundesrat an
seinen Versprechungen messen, die er im Abstimmungskampf gemacht habe.

Der Ausgang der Abstimmung wurde sowohl von der Beflrworter- als auch von der
Gegnerseite zu einem grossen Teil der neuen Justizministerin Karin Keller-Sutter
zugeschrieben. Sie habe mit ihrer Glaubwdirdigkeit als ehemalige Polizeidirektorin eines
Grenzkantons die Unentschlossenen Uberzeugt, lobte sie etwa der Waadtlander FDP-
Nationalrat Laurent Wehrli in der «Tribune de Genéve». Auch der Walliser SVP-
Nationalrat und Interimsprasident von ProTell Jean-Luc Addor bezeichnete die
Ubernahme des EJPD durch Karin Keller-Sutter gegeniiber der gleichen Zeitung als
«Schlisselmoment» in der Kampagne, weil die St. Gallerin - im Gegensatz zu ihrer
Vorgangerin und «historischen Waffengegnerin» Simonetta Sommaruga - im Dossier als
glaubwirdig wahrgenommen worden sei. Die neue Bundesréatin bestand ihre Feuertaufe
vor dem Stimmvolk offensichtlich mit Bravour.

Abstimmung vom 19. Mai 2019

Beteiligung: 43.9%
Ja: 1'601'880 (63.7%)
Nein: 854'274 (36.3%)

Parolen:

- Ja: BDP, CVP, EVP, FDP (Jungfreisinnige: 3*), GLP, GP, KVP, SP; KdK, Economiesuisse,
SAV, SGV, SGB, Travail.Suisse, Gastrosuisse, Hotelleriesuisse, SBLV

- Nein: EDU, FP, SD, SVP; IGS, SOG, Schweizerischer Unteroffiziersverband, Jagd
Schweiz, ProTell, SBV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen ®
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 27.09.2009
HANS HIRTER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 24.09.2008
ELIE BURGOS

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 18.05.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Institutionen und Volksrechte
Volksrechte

In der Volksabstimmung vom 27. September waren Volk und Stédnde damit
einverstanden, auf die 2003 in die Verfassung aufgenommene allgemeine
Volksinitiative wieder zu verzichten. Eine Kampagne fand nicht statt; gegen die
Streichung ausgesprochen hatten sich nur die Lega und die PdA. Das Resultat fiel mit
einem Ja-Stimmenanteil von 67,9% (1307 237 Ja gegen 618 664) und keinem einzigen
ablehnenden Kanton deutlich aus.

Abstimmung vom 27. September 2009

Beteiligung: 40,4%
Ja: 1307 237 (67,9%) / 20 6/2 Stande
Nein: 618 664 (32,1%) / 0 Stéande

Parolen:

- Ja: SVP, SP, FDP (1)*, CVP (2)*, GP (1)*, EVP, BDP, GLP, CSP, EDU (1)*, FPS, SD; SGV, SBV,
Travail.Suisse.

- Nein: Lega, PdA.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen *

Landesverteidigung

Ausriistung und Beschaffung

Le projet a suscité des débats nettement plus animés au Conseil national, notamment
sous l'effet de I” «alliance» renouvelée entre socialistes et démocrates du centre (voir
débats sur les programmes d’armement précédents), opposés, pour des raisons trés
éloignées cependant, au programme d’armement présenté. En conflit plus ou moins
ouvert depuis un moment avec son ancien conseiller fédéral Samuel Schmid (qui avait
quitté I'UDC pour le PBD), le groupe UDC a déposé une motion d’ordre (demande de
suspension des débats) et une proposition de renvoi demandant que le Conseil fédéral
présente un rapport sur les disfonctionnements de I'armée et les mesures qu’il
entendait prendre pour y remédier. Ces deux propositions ont été rejetées de maniére
claire, par 131 voix contre 49 et par 125 contre 48, respectivement. Une proposition de
non-entrée en matiére du groupe des Verts a quant a elle été rejetée par 160 voix
contre 31. Méme si quelques voix socialistes se sont jointes a celles des Verts, le PS était
majoritairement favorable & une entrée en matiere sur le projet. Cette derniere étant
acquise, le groupe socialiste menacait de ne soutenir le projet du Conseil fédéral a la
seule condition que le projet de sauvegarde des capacités du F/A-18 soit retranché du
programme d’armement. Pour les socialistes, ce dernier volet du programme devait en
effet étre discuté en méme temps que le programme d’armement 2010, dans lequel
figurera le remplacement des avions de combat F-5 Tiger. lls ont également soutenu
deux propositions de minorité visant a réduire les acquisitions de véhicules de
transport. Toutes les propositions de minorité ont cependant été rejetées. Au vote sur
I'ensemble, et malgré les appels des radicaux-libéraux, du groupe PDC et du conseiller
fédéral Samuel Schmid, le programme d’armement a été rejeté par 104 voix (PS, Verts et
UDC) contre 83. Auparavant, le frein aux dépenses avait également été rejeté par 86
voix contre 78 (Verts, socialistes et quelques UDC). °

Der Abstimmungssonntag am 18. Mai 2014, wurde nicht nur Hohe-, sondern auch
Schlusspunkt eines langwierigen Seilziehens um die Gripen-Beschaffung bzw. den
Tiger-Teilersatz. Dieses grosse Rustungsvorhaben hatte zahlreiche Hiirden zu nehmen.
Die letzte davon - der Urnengang - wurde 2013 durch den Bundesrat selbst ermoglicht,
indem als Finanzierungsgrundlage ein Fondsgesetz vorgeschlagen wurde. Erst dieser
Kniff ermdglichte es, die Finanzierung und damit sehr unmittelbar auch die
Beschaffung selbst, dem fakultativen Referendum zu unterstellen. Mit der Ablehnung
des Gripen-Fondsgesetzes an der Urne wurde die aufsehenerregende
Kampfflugzeugbeschaffung erfolglos abgeschlossen.

Dass das Referendum ergriffen wurde, war schon fruh klar. Noch vor den
parlamentarischen Debatten Ende 2013 kiindigte die Grune Partei an, sie werde dieses
Geschaft zu verhindern suchen. Zwei Referendumskomitees hatten sich dann bereits
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vor der letzten Beratung im Sténderat konstituiert, so dass einer
Unterschriftensammlung nichts mehr im Wege stand. Links-griin und die Grunliberale
Partei stellten sich je individuell an, die nétige Anzahl Unterschriften zu sammeln. Der
Erfolg liess nicht lange auf sich warten. Innert zwei Monaten und damit noch 2013, hatte
das Komitee um SP und GPS rund 80000 Unterschriften beisammen. Damit zeichnete
sich rasch ab, dass die Referendumsabstimmung bereits im Fruhjahr 2014 abgehalten
werden konnte. Entsprechend friih erkannte auch der Verteidigungsminister den Ernst
der Lage und noch Ende 2013 stieg er in den Abstimmungskampf. Fortan standen sich
blrgerliche Gripen-Befurworter und Gripen-Gegner aus links-grinen Kreisen
gegenuber. Neu standen aber erstmals auch bdirgerliche Politiker einer Armeevorlage
kritisch gegenuiber: die GLP hatte sich nicht nur an der Unterschriftensammlung
beteiligt, sondern sie stellte sich fortan auch in einem Gegnerkomitee gegen die
Beschaffung der Gripen-Jets.

Erster Meilenstein war Mitte Januar 2014 die Einreichung der Unterschriften. Das links-
grune Bulndnis um SP, GPS und andere Organisationen konnte rund 100'000
Unterschriften fur das Referendum zusammentragen, nur etwa 5'000 davon waren vom
grunliberalen Anti-Gripenkomitee beigesteuert worden. Da schon Mitte Mai abgestimmt
werden sollte, war die Einreichung der Unterschriften gleichzeitig der Startschuss fur
den Abstimmungskampf. Sogleich wurde dieser befeuert, als es nicht nur darum ging,
ob sich die Herstellerfirma Saab an der Finanzierung der Ja-Kampagne beteiligen soll,
sondern ob dies Uberhaupt zulédssig sei. Das Gegnerkomitee meldete sehr rasch seine
Ablehnung an. Aber auch Gripen-BeflUrworter standen einer finanziellen Beteiligung aus
Schweden kritisch gegentiber. Thomas Hurter (svp, SH) forderte, dass sich Saab génzlich
aus der Abstimmungskampagne raushalte.

Unangenehme Tage musste der Verteidigungsminister auch im Februar erleben:
Nachdem bereits der Prozess zum Typenentscheid durch verschiedene
Nebenereignisse und Indiskretionen fir negative Schlagzeilen gesorgt hatte, wurden
auch im neuen Jahr geheime (und brisante) Informationen publik. So hatte sich
Verteidigungsminister Ueli Maurer in mehreren Treffen mit dem Schwedischen
Botschafter Per Thoresson ausgetauscht. Dabei soll es nicht nur um gute Kontakte
gegangen sein, sondern ganz konkret um ein Engagement Schwedens im
Abstimmungskampf. Diese Informationen hatte ein Schwedischer Radiosender
veroéffentlicht, der drei Berichte des Botschafters an das Aussen- und
Verteidigungsministerium Schwedens vorliegen hatte. Der Inhalt war insofern brisant,
als dass angeblich Bundesrat Maurer selbst um Unterstitzung aus Schweden gebeten
haben soll. Zwar solle sich Schweden nicht direkt in den Abstimmungskampf
einmischen, jedoch durch verschiedene Anlésse in Schweden und der Schweiz eine
positive Stimmung erzeugen. Ein Beispiel waren Journalisten-Besuche in den
Saabwerken zu Informationszwecken. Maurer musste sich in der Folge erklaren und
versuchte den Ball flach zu halten. Dass Gespréache geftihrt wurden konnte er nicht in
Abrede stellen, er wollte jedoch darin keine gemeinsame Kampagnenplanung sehen.
Dass er sich als Vorsteher des VBS an vorderster Front fir den Gripen stark mache, sei
nicht mehr als opportun. Die Ungereimtheiten spielten den Gegnern dennoch in die
Hande und den Beflrwortern wie auch dem Verteidigungsminister selbst blieb nichts
anderes Ubrig, als gebetsmuhlenartig festzuhalten, dass der Gripen die richtige Loésung
fur die Schweiz sei. Fast téglich wurde in den Zeitungen tber den Gripen berichtet.

Die Kampagnenleitung der Beflrworter sollte von der CVP lbernommen werden,
allerdings stellte sie sich nur zogerlich dafur zur Verflugung, denn scheinbar sah sich
Parteiprasident Darbellay mit zu wenig finanziellen Mitteln ausgestattet. Dass bis zu CHF
5 Mio. fur die Beflrworterkampagne aufgewendet werden sollten, liess man seitens des
Vereins flr eine sichere Schweiz VSS, dem CVP-Nationalrat Jakob Blchler (SG) vorsteht,
unkommentiert. Auch diese Informationen stammten aus geheimen Berichten aus
Schweden. Beim VSS versuchte man derweil, sich von Schweden zu distanzieren. Das
Durchsickern dieser Informationen fuhrte indes dazu, dass sich die CVP zurtickzog und
nicht mehr als Kampagnenleiterin fungieren wollte. Ausschlaggebend waren unter
anderem auch verunglimpfende, personliche Kommentare des Schwedischen
Botschafters gegen CVP-Exponenten. Im Engagement der CVP hatte man sich auf
Beflirworterseite erhofft, dass Gripen-kritische Wahler in der politischen Mitte
abgeholt werden kénnten. Daraus wurde nun vorerst nichts. Dass zudem die Sektion der
CVP-Frauen im Gegensatz zur Mutterpartei die Nein-Parole fasste, schien fur die CVP
ebenfalls eine Hypothek darzustellen. Wer die Kampagnenleitung Gbernehmen sollte,
war in der Folge offen. Die CVP wollte die Volkspartei vorschicken, da es schliesslich ein
Dossier ihres Magistraten sei. Bei der SVP zeigte man sich jedoch bedeckt und
Parteiprasident Brunner (SG) stellte eine Einigung .in einigen Wochen™ in Aussicht, rund
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drei Monate vor dem Abstimmungstermin, notabene.

Wahrend auf politischer Ebene weiter gestritten wurde, fihrte Saab eine regelrechte
Promotionstour durch die Schweiz durch. Mitte Februar wurde an einem Anlass mit
Wirtschaftsvertretern Uber Kompensationsgeschafte informiert, daneben sollte der
Gripen zu verschiedenen Gelegenheiten vorgeflihrt, beziehungsweise ausgestellt
werden, etwa an Ski-Weltcuprennen oder an der Mustermesse in Basel. Dies wurde den
Gripengegnern zu viel und Nationalradtin Chantal Galladé (sp, ZH) tat ihren Unmut
offentlich kund. Dass mitunter Geld fliesse, sei in Abstimmungskémpfen normal, jedoch
sei die Omnipréasenz des Gripen-Herstellers Saab stérend und eine ,Einmischung aus
dem Ausland in diesem Masse bedenklich.™ Derweil und schneller als erwartet stellte
sich Ende Februar tatsachlich die SVP als neue Koordinatorin der Ja-Kampagne vor.
Angesichts des nahenden Abstimmungstermins sah sie sich in der Verantwortung. Man
habe keine Zeit mehr zu verlieren und wolle diese Abstimmung gewinnen, so SVP-
Prasident Brunner.

Etwas Aufwind erhielt der Gripen durch eine Flugzeugentfihrung im Raum Genf, als der
Schweiz vor Augen gefihrt wurde, weshalb eine intakte Luftabwehr nétig sein kann. Der
Co-Pilot einer Maschine der Ethiopian Airline hatte das eigene Flugzeug nach Genf
entfuhrt, um in der Schweiz einen Asylantrag zu stellen - was jedoch erst nach dem
Vorfall bekannt wurde. Zuvor irrte die vollbesetzte Passagiermaschine, von zwei
Eurofighter-Jets der Italienischen Luftwaffe begleitet, Uber Italien, ehe sie Uber dem
Montblanc-Massiv von der Franzdsischen Luftwaffe weiterbegleitet wurde und
schliesslich in Genf zur Landung gezwungen werden konnte. Dass die Schweizerische
Luftwaffe nur zu Burozeiten operativ ist und nicht eingreifen konnte, sorgte im Ausland
fur Erstaunen und in der Schweiz einerseits zur Forderung nach einem ausgebauten
Luftschirm, andererseits aber auch zu Spott und Hame. Spater wurde auch die Krim-
Krise in der Ukraine als Argument flr eine funktionierende Luftwaffe herangezogen.

Am 25. Februar prasentierte das Ja-Komitee seine Argumente fir den
Abstimmungskampf. ,Sicherheit zuerst!™ sollte als Leitmotiv die Stimmburgerschaft
mobilisieren. Sicherheit sei die Garantie fur Frieden, Freiheit und Wohlstand, so Jakob
Buchler (cvp, SG). Ab Mérz und damit rund zwei Monate vor dem Urnengang sorgte ein
allfalliger .Plan B™ flr Irritation. Aus verschiedenen Kreisen wurde kolportiert,
Bundesrat Maurer arbeite flr den Fall eines Volks-Neins an einer alternativen Gripen-
Beschaffung: er wolle Gripen-Jets mieten, leasen oder Uber das ordentliche
Armeebudget - und damit ohne Mitsprache der Stimmbevolkerung - beschaffen. Trotz
Dementi Maurers selbst, seines Sekretariats und auch der armasuisse, hielt sich das
Gerlcht Uber einen allfalligen ,Plan B™ hartnéckig in den Medien.

Ebenfalls Mitte Marz lancierte das Gegnerkomitee seinen Abstimmungskampf und
setzte vor allem auf die Kostenfrage. Man wollte die Gripen-Beschaffung nicht zu einer
Armee-Grundsatzfrage machen und auch nicht sicherheitspolitische Argumente ins
Feld fuhren, da man sich daraus eher weniger Chancen versprach. Vielmehr erhoffte
man sich mit dem Slogan ,Kampfjetmilliarden gegen Bildung, Verkehr oder AHV" einen
Erfolg an der Urne. In der Zwischenzeit wurde der Tonfall im Abstimmungskampf
gehéssiger. SVP-Patron Christoph Blocher hinterfragte die Finanzierung der
Gegnerkampagne, indem er den Verdacht dusserte, dass moglicherweise die beim
Typenentscheid unterlegenen Rustungskonzerne (EADS und Dassault) Geld gegen den
Gripen einschiessen wirden - dies, um bei einer Neu-Evaluation zum Zug kommen zu
kénnen. Aus dem burgerlichen Nein-Komitee wurde jedoch postwendend klargestellt,
man habe weder Kontakt mit anderen Rlstungsgesellschaften, noch Geld erhalten, so
etwa Beat Flach (glp, AG). Gar als absurd betitelte Chantal Galladé (sp, ZH) die Vorwdirfe.

Kurz darauf bemuhte sich der Sonntags Blick um einen ersten Trend in der Gripen-
Frage und stellte eine Ablehnung von Uber 60 Prozent fest. Trotz dieser erstmaligen
Stimmungsaufnahme zeigte sich der Verteidigungsminister gegenlber der Presse
betont gelassen und zuversichtlich. Dennoch legte er einen regelrechten Redemarathon
hin und trat von April bis zur Abstimmung im Mai an Uber 20 Veranstaltungen fir den
Gripen auf.

Das burgerliche Nein-Komitee wurde ab Anfang April aktiv. Man stehe fur eine starke
Armee ein, sei jedoch gegen den Gripen, weil Geld und ein Konzept fehle - Argumente,
die bereits in den Parlamentsdebatten von Roland Fischer (glp, LU) vorgebracht worden
waren. In diesem Nein-Komitee waren auch die CVP-Frauen vertreten.

Uber Alternativen zur Gripen-Beschaffung, also wiederum (ber einen ,Plan B", wurde
weiter berichtet, als sich im April auch der ehemalige Jetpilot und Nationalrat Thomas
Hurter (svp, SH), seines Zeichens Préasident der SiK-NR, Uber solche Pléane dusserte. Es
brauche einen ,Plan B™ flir den Fall, dass der Gripen an der Urne scheitern sollte. Seine
Vorstellung war die Beschaffung von zwolf Fliegern alle 15 Jahre. Eine Forderung, die
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sogar von Parteikollegen kritisiert wurde. Hans Fehr (svp, ZH) gab etwa zu bedenken,
dass es ungeschickt sei, bereits vor der Abstimmung laut Uber Alternativen
nachzudenken. Alex Kuprecht (svp, SZ) bezeichnete die Aussage gar als .absoluten
Blodsinn®™. Hurter rechtfertigte seine Idee mit dem Umstand, dass beim Urnengang
nicht fur oder gegen neue Flieger, sondern nur fir oder gegen die Art der Finanzierung
abgestimmt werde. Mit einer Alternativbeschaffung wirde der Volkswillen - von der SVP
gemeinhin hochgehalten - also nicht umgangen. Ein erneuter Evaluationsprozess fir
einen neuen Flugzeugtyp wirde zudem viel zu lange dauern. Deswegen musse man sich
far den Ersatz der Tiger-Flotte bereits zu diesem Zeitpunkt und auch unter
Berucksichtigung eines moglichen Volks-Neins Gedanken machen.

Auch Uber weitere Alternativen zur Luftraumiberwachung wurde diskutiert, etwa Uber
den Kauf gebrauchter F/A 18 Jets der neueren Generation, die Beschaffung von Kampf-
Helikoptern, einen Ausbau der Boden-Luft-Fliegerabwehr (die ohnehin konkretisiert
werden sollte) oder Uber die Aufristung der alten Tiger Flotte. Anfang Juni wurde
bekannt, dass das VBS beabsichtige, israelische Drohnen beschaffen zu wollen. Immer
mehr wurde auch die Frage debattiert, wie die budgetierten Mittel verwendet werden
sollen, falls der Gripen an der Urne abgelehnt wirde. Fur Sicherheitspolitiker war klar,
dass dieses Geld der Armee gehdre, weil es Uber das ordentliche Armeebudget hatte
aufgebracht werden mussen. Linke Politiker hingegen sahen eine Chance, neu uber die
Verteilung der ca. CHF 3 Mia. zu beraten. Ihrer Vorstellung nach sollte das Geld zu
Gunsten der Bildung, zur Sicherung der sozialen Sicherheit, des 6ffentlichen Verkehrs,
oder auch zu Gunsten der Entwicklungshilfe, die richtig eingesetzt friedensférdernd
wirke, eingesetzt werden. Dieser Punkt blieb freilich vorerst offen.

Als sehr unsicher musste der Erfolg der Gripen-Beschaffung ab Mitte April betrachtet
werden: Nachdem die oben genannte Sonntags Blick-Umfrage noch nicht zu Unruhe
bewogen hatte, tat dies die erste SRG-Trendumfrage des gfs.bern. Nur 42 Prozent der
Befragten sprachen sich darin fur den Gripenkauf aus, ein Ergebnis, das sich fast mit
der ersten Umfrage deckte. Freilich gaben die Demografen zu bedenken, dass die
Unterschiede zwischen den Ja- und Nein-Anteilen zu gering seien, um sich bereits
festlegen zu kénnen. Noch am selben Tag liess sich Bundesrat Maurer zitieren, er
glaube, dass sich die Stimmbevdlkerung der sicherheitspolitischen Tragweite der
Gripen-Vorlage bewusst sei. Weiterhin gab sich der Verteidigungsminister kampferisch.
Sein Engagement fur den Gripen gipfelte jedoch zwischenzeitlich in einem Fiasko, als
Maurer in der Sendung ,Rundschau™ des SRF zu einem Rundumschlag ausholte und kurz
sogar die Contenance verlor. Er enervierte sich derart Uber die Berichterstattung zum
Gripen-Kauf, dass er sich mit dem Moderator einen verbalen Schlagabtausch lieferte.
Die als einseitig kritisierte Sendung I6ste eine Rekordzahl an Beschwerden bei der
Ombudsstelle der SRG aus, die allerdings Ende Mai sdmtlich abgewiesen wurden, da das
Sachgerechtigkeitsgebot nicht verletzt worden sei und das Publikum durchaus in der
Lage gewesen sei, sich eine eigene Meinung zum fraglichen Rundschau-Beitrag zu
bilden. Dennoch wurde auch die Sendung selbst kritisiert. So habe der ausgestrahlte
Bericht .die hohen Anforderungen an die Ausgewogenheit, welche im Vorfeld einer
Volksabstimmung verlangt werden, nicht erfullt.” Zudem wurde festgehalten, dass
einige der gestellten Fragen ,manchmal unnétig provokativ waren™.

Spater und mit zunehmender Néhe zum Abstimmungstermin setzte der
Verteidigungsminister im Lichte des ungewissen Abstimmungsausgangs auf warnende
Worte und beschwor die Angst vor einem ungeschutzten Luftraum, ja er bediente sich
gar erpresserischer Formulierungen. ,Wenn man jetzt nicht Flieger bestellt, steht man
zehn Jahre spater ohne Luftwaffe da®, mahnte Maurer. Dass die .F/A 18 im Krisenfall
nicht gentgen®, doppelte auch Divisionar Bernhard Mdller, stellvertretender
Kommandant der Luftwaffe, nach. Doch die Stimmbevélkerung zeigte sich in der
zweiten Welle der SRG Trendumfrage unbeeindruckt. Knapp zehn Tage vor der
Abstimmung schien der Gripen noch immer nicht abzuheben: mit 44 Prozent
Zustimmung war nach wie vor nur eine Minderheit der Befragten fur die
Kampfjetbeschaffung. Zudem zeichnete sich ab, dass tatsachlich die Kostenfrage
entscheidendes Argument werden dulrfte. Trotz der gemaéss gfs.bern bereits weit
fortgeschrittenen Meinungsbildung machten sich beide Lager zu einer Schlussoffensive
auf. Die vier Parteiprasidenten Martin Landolt (bdp, GL), Christophe Darbellay (cvp, VS),
Philipp Muller (fdp, AG) und Toni Brunner (svp, SG) - diese Parteien hatten die Ja-Parole
ausgegeben - versammelten sich in der Folge in Bern zu einer Medienorientierung, um
nochmals ihre besten Argumente vorzutragen. Der hochkaréatig besetzte Anlass wurde
kurzfristig anberaumt und zeigte die Nervositat der Parteispitzen offensichtlich. Vor
dem Bundeshaus gingen sie gemeinsam symbolisch auf einer Hebebihne ,in die Luft".
Ein unglicklicher Entscheid, wie sich spéater herausstellen sollte. lhre von den
Stadtberner Behdrden nicht bewilligte Aktion flhrte ndmlich zu einer Anzeige.

Einziger Lichtblick fur die BeflUrworter war die Erfahrung, dass das Stimmvolk kaum je
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eine Armeevorlage versenkt hatte. Doch auch dieser wurde am Abstimmungstag
zerschlagen. 53,4 Prozent der Stimmenden (Stimmbeteiligung: 55,5 Prozent) lehnten
das Gripen-Fondsgesetz an der Urne ab, ein Erfolg fur die linken Parteien, die
zusammen mit der GLP die Nein-Parole beschlossen hatten und eine herbe Niederlage
fur Verteidigungsminister Maurer, der sich tUber Jahre fir neue Kampfjets eingesetzt
hatte. Er hielt fest, dass es ein Votum gegen den Gripen sei, nicht gegen die Armee und
wiederholte, dass nun kein ,Plan B™ aus der Schublade gezogen werde. Zunachst sei das
Resultat zu analysieren, erst dann wollte der Verteidigungsminister ber neue Varianten
sprechen. Er gab jedoch auch zu bedenken, dass die Diskussion Uber neue Kampfflieger
bald wieder beginnen misse, zumal auch die F/A 18 Flieger irgendwann ersetzt werden
mussten. Die Linken sahen sich dagegen in ihren Bemuihungen gegen das teure
RUstungsgeschaft bestatigt und auch aus dem burgerlichen Gegnerlager horte man
erleichterte Stimmen. Das Resultat zeige, dass auch viele liberale und burgerliche
Wéhlerinnen und Wahler den Gripen-Kauf ablehnten, so Roland Fischer (glp, LU). In
seinen Augen héatten sich die zwei Gegnerkomitees gelohnt. Aus der SVP wurde
hingegen konsterniert verkliindet, dass man .jetzt erst recht in die Landesverteidigung
investieren musse™.

Im Nachgang an die Volksabstimmung beherrschten die Fragen um die Zukunft der
Armee und der Luftwaffe den politischen Diskurs, jedoch auch und wiederholt die
Frage, was mit den frei gewordenen ,Gripen Milliarden™ nun geschehen soll. Erntichtert
musste auch der Wirtschaftsstandort Schweiz den Volksentscheid hinnehmen. Rund
500 Vertrage mit 125 Unternehmen und einem Volumen von rund CHF 400 Mio. hatte
Saab im Vorfeld der Abstimmung mit Schweizer Unternehmen unterzeichnet - Anlagen,
die nun ungewiss waren. Der Ristungskonzern Ruag befurchtete, rund 200 Stellen
streichen zu mussen, unter anderem von Mitarbeitern, die bereits seit langem auch an
Gripen-Konfigurationen arbeiteten.

Abstimmung vom 18. Mai 2014

Beteiligung: 56,33%
Ja: 1345726 (46,6%)
Nein: 1542 761(53,4%)

Parolen:

- Ja: SVP, CVP(3*), FDP, BDP, GLP; Economiesuisse, SGV, SOG, AUNS, Swissmem.
- Nein: SP, GPS, GLP (1*); SGB, VPOD, GSoA.

*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Das Gripen-Nein veranlasste Bundesrat Maurer schliesslich auch dazu, die
Weiterentwicklung der Armee (WEA) zu vertagen und die Botschaft erst im Herbst zu
verabschieden. Das Reformprojekt wurde dadurch um mindestens drei Monate
verzogert. Mit der dadurch gewonnenen Zeit sollen, unter anderem, finanzielle Fragen
neu abgesteckt werden, die durch die abgelehnte Jet-Beschaffung aufkamen.
Entscheidend war dabei, ob das Armeebudget revidiert werden musste - ein zentrales
Element der WEA.

Die allfallige Geld-Neuverteilung selbst wurde vom Verteidigungsminister
ausgeschlagen; er wollte die fur den Jet-Kauf eingeplanten Mittel fir andere
RiUstungsgeschéfte einsetzen und mit CHF 790 Mio. weniger als die Halfte der
Bundeskasse zurlickgeben. Dies flhrte zu Unstimmigkeiten innerhalb der
Landesregierung, da Finanzministerin Widmer-Schlumpf in einem Mitbericht bereits
Widerstand gegen dieses Ansinnen angekindigt hatte. Seitens der SP wurde eine ganz
neue Ausrichtung der Armee gefordert und die Gripen-Ablehnung als Chance daflr
betrachtet. Die Riickgabe der CHF 790 Mio. wurde indes von blrgerlichen Politikern
nicht goutiert. lhrer Meinung nach .gehoérte™ das Geld der Armee, gleich wie es
eingesetzt werden sollte. Es gebe ,unzahlige Mdglichkeiten, dieses Geld zu verwenden™,
so Jakob Buchler (cvp, SG), der das Thema in der SiK-NR nochmals durchdiskutiert
wissen wollte. Im selben Zeitraum gab der Rustungschef Ulrich Appenzeller seinen
Rucktritt bekannt, womit Ueli Maurer noch ein personelles Problem zu |6sen hatte.
Appenzeller gab seinen Posten wegen ,unterschiedlicher Auffassungen Uber die
Ausrichtung der Armasuisse und die Rolle des Ristungschefs™ auf.

In der Analyse der Abstimmung (Vox) wurden die ausschlaggebenden Argumente fur die
Ablehnung des Gripen ermittelt. Vor allem die Gruppe der jlngeren Stimmenden und
Frauen sowie zahlreiche Mitte-Wahlende und FDP-Anhanger waren gegen den
Flugzeug-Kauf. Ein Drittel der Befragten kritisierte die hohen Kosten dieses
RuUstungsgeschéafts und rund zehn Prozent gaben an, der Gripen sei nicht das richtige
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Flugzeug flr die Schweiz. Nochmals zehn Prozent sprachen sich daflir aus, dass erst die
Rolle der Ausgestaltung der Armee geklart werden misse, bevor ein solches
Rustungsvorhaben umgesetzt werden kénne. Ebenfalls knapp zehn Prozent lehnten den
Gripen wegen einer grundsatzlich ablehnenden Haltung zur Armee ab. Im unterlegenen
Ja-Lager wurden Uberwiegend sicherheitspolitische  Argumente  fir den
Stimmentscheid vorgebracht. Die Politologen der Universitat Zarich hielten zudem fest,
dass im Vergleich zu anderen Abstimmungen auffallig haufig die Kampagne und die
Informationspolitik der Gripen-Beflrworter als Grund flr ein Nein genannt wurden. So
seien auch das langwierige Auswahlverfahren, wie auch die zahlreichen
Ungereimtheiten und Indiskretionen Uber die gesamte Dauer aller Verfahren hinweg
ausschlaggebend flr das Nein gewesen. ¢

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Mai 2020 prasentierte der Bundesrat seine Botschaft zum Bundesgesetz liber
elektronische Verfahren im Steuerbereich, mit dem er die rechtliche Grundlage fir die
Weiterentwicklung der Digitalisierung von Verfahren schaffen wollte. Damit sollen das
Ziel der ESTV, zuklnftig alle Daten elektronisch zu erhalten und zu verschicken, sowie
die Motion Schmid (fdp, GR; Mo. 17.3371) erflllt werden. Die Vorlage sah daher vor, die
vollstandig elektronische Einreichung der Steuererkléarung zu ermoglichen, die
Authentizitat und Integritédt der Ubermittelten Daten sicherzustellen sowie eine
elektronische Bestatigung der Daten anstelle einer Unterzeichnung zu realisieren.
Geplant war diese Anderung fiir Einkommens-, Vermégens-, Gewinn- und
Kapitalsteuern, fur den Antrag auf Ruckerstattung der Verrechnungssteuer von
naturlichen  Personen mit Wohnsitz in der Schweiz sowie fur die
Wehrpflichtersatzabgabe - auch weiterhin sollte jedoch eine analoge Eingabe der
Steuererklarung moglich bleiben. Bei Steuern, die in der Zustandigkeit des Bundes
liegen, sowie beim internationalen Informationsaustausch sollten die Betroffenen
hingegen zu einem elektronischen Verfahren verpflichtet werden kénnen. Bereits heute
sei eine elektronische Einreichung der Steuererklérung in den meisten Kantonen
moglich, dem stehe nur die Unterzeichnungspflicht entgegen, erklarte der Bundesrat.
Zukilnftig solle dieses Verfahren medienbruchfrei moglich sein.

Dariiber hinaus enthielt die Vorlage zwei weitere Anderungen, die zwar gemaéss
Bundesrat nicht direkt mit dem eigentlichen Anliegen der Vorlage zu tun hatten, aber
der Verhaltnismassigkeit wegen nicht in einer eigenen Vorlage behandelt wirden. So
sollten die Versicherungen der ESTV neu die Ausrichtung von Kapitalleistungen und
Renten der zweiten Séule melden. Zudem sollten die Durchfihrungsbestimmungen in
Art. 72 STHG, welche die Frist zur Anpassung des kantonalen Rechts an das STHG
beinhalteten, vereinheitlicht und vereinfacht werden. Dabei sollte auch die
Bestimmung zur Verwendung einheitlicher Formulare fir die Steuererkléarungen
aufgehoben werden, da sie aufgrund von Eigenheiten der Kantone nie vollsténdig
umgesetzt werden konnte.

Von Juni bis Oktober 2019 hatte die Vernehmlassung zum neuen Bundesgesetz Uber
elektronische Verfahren im Steuerbereich stattgefunden. 25 Kantone (ausser NE), 7
Parteien (BDP, CVP, FDP, GLP, SVP, SP, Piratenpartei) und 17 Verbénde und
Organisationen, darunter der SSV, Economiesuisse, SGV, SGB, FDK oder
TreuhandSuisse, hatten sich daran beteiligt. Sie alle stimmten der Vorlage grundsétzlich
zu, stellten aber teilweise noch weitergehende Forderungen. Die Kantone, die FDK und
die SSK forderten, die Bestimmung Uber einheitliche Formulare, wie vom Bundesrat
vorgeschlagen, aufzuheben, wéhrend Economiesuisse, BDO, EXPERTsuisse und swissICT
diese Pflicht beibehalten wollten. Drei Parteien (CVP, FDP, SVP) und sechs
Organisationen (economiesuisse, EITSwiss, SGV, SSV, Stadtische Steuerkonferenz,
TreuhandSwiss) wollten dem Bundesrat nicht die Maoglichkeit geben, den
Steuerzahlenden bei Steuern in seiner Zustéandigkeit elektronische Verfahren
vorzuschreiben. In der Folge nahm der Bundesrat eine Anderung vor: So
vereinheitlichte er die Ubernahmefrist fir Anderungen im STHG. Hingegen beliess er es
bei der geplanten Streichung der Bestimmung Uber die einheitlichen Formulare.’
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Noch bevor der Abstimmungskampf zur Anderung der direkten Bundessteuer zur
steuerlichen Beriicksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten, tber die im Mai
2020 hatte abgestimmt werden sollen, richtig begonnen hatte, gab der Bundesrat im
Marz 2020 bekannt, die Abstimmung aufgrund des Corona-bedingten Lockdowns auf
September 2020 zu verschieben.

Die Abstimmungsvorlage umfasste zwei Aspekte: einerseits die im Titel aufgefuhrte
Erhéhung des Drittbetreuungsabzugs von CH 10'000 auf CHF 25'000, andererseits die
der Vorlage von der burgerlichen Parlamentsmehrheit hinzugefligte Erhéhung des
Kinderabzugs von CHF 6'5600 auf CHF 10'000. Im Zentrum der Abstimmungskampagne
stand der zweite Aspekt, die Erhdhung des Kinderabzugs, wobei dieselbe Frage die
Diskussion dominierte, die schon im Rahmen der Parlamentsdebatte im Mittelpunkt
gestanden hatte: Wer profitiert von den Kinderabzigen? Zur Beantwortung dieser Frage
stltzten sich beide Seiten auf die Daten der ESTV, welche Finanzminister Maurer in der
Parlamentsdebatte prasentiert hatte.

Die BeflUrworterinnen und Beflrworter stellten den Nutzen der Vorlage fir den
Mittelstand in den Mittelpunkt ihrer Kampagne. «Der Mittelstand profitiert», warb etwa
die CVP auf ihrer Internetseite. Stitze man sich auf die Definition des BFS fur
«Mittelstand», erhalte der Mittelstand 49 Prozent der Ermassigungen, argumentierte
Marianne Binder-Keller gegentuber dem Sonntagsblick. Gegen diese Darstellung wehrten
sich die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage: Der (obere) Mittelstand profitiere zwar
auch, in erster Linie nitze die Vorlage aber vor allem den Gutverdienenden, kritisierten
sie: Je hoher das Einkommen, desto grosser sei der Spareffekt. 70 Prozent der
Gesamtentlastung kémen so den 15 Prozent der Familien mit den héchsten Léhnen zu,
wéhrend 45 Prozent der Familien keine Entlastung erfahren wirden, da sie keine
Bundessteuern bezahlten. Gar als «Klientelpolitik» bezeichnete etwa das liberale
Komitee, vor allem bestehend aus Mitgliedern der GLP, die Vorlage. Noch einseitiger sei
die Verteilung schliesslich, wenn nicht nur die Familien, sondern alle Haushalte, also
auch die Alleinstehenden und die kinderlosen Paare, die ja ebenfalls von den
Steuerausféllen betroffen waren, bertcksichtigt wirden, betonte tberdies Jacqueline
Badran (sp, ZH). Beruicksichtige man diese ebenfalls, profitierten lediglich sechs Prozent
aller Haushalte von 70 Prozent der Steuerausfélle. Man lasse jedoch den Mittelstand im
Glauben, dass er von der Vorlage profitiere, indem in der Debatte sowie im
Abstimmungsbtchlein jeweils das steuerbare Einkommen aufgefliihrt werde. Dies sei
«total irreflihrend» (Badran gemass Blick), da niemand die Héhe seines personlichen
steuerbaren Einkommens kenne. Die ESTV begriindete die Verwendung des steuerbaren
Einkommens jedoch damit, dass sich der tatsachliche Steuerbetrag beim
Bruttoeinkommen zwischen verschiedenen Personen stark unterscheiden kénne.
Obwohl die Befurworterinnen und Beflrworter immer betonten, dass die Mehrheit der
Familien profitiere, gab zum Beispiel Philipp Kutter (cvp, ZH), der die Erhéhung der
Kinderabziige im Nationalrat eingebracht hatte, in einem Interview gegentber der NZZ
unumwunden zu, dass die Vorlage auch eine Steuersenkung fur Gutverdienende
beinhalte: Uber den Steuertarif seien allgemeine Steuersenkung fir Gutverdienende
«chancenlos», mehrheitsfahig sei einzig der «Weg Uber die Kinderabzlge».

Nicht nur der Mittelstand, sondern auch die Familien standen im Zentrum der Vorlage.
Diese mussten endlich unterstitzt werden, betonte Philipp Kutter, was mithilfe der
aktuellen Vorlage moglich sei: 60 Prozent aller Familien kénnten von einer Erhéhung
des Kinderabzugs profitieren. Dem entgegnete etwa die NZZ, dass die Familien in den
letzten Jahren stark entlastet worden seien (v.a. durch die Reduktion der Bundessteuer
fur Haushalte mit Kindern), deutlich stérker zumindest als Kinderlose. Brigitte Héberli-
Koller (cvp, TG) beflrwortete indes insbesondere, dass durch die aktuelle Vorlage alle
Familienmodelle unabhéangig der Betreuungsform entlastet wurden. Die Gesellschaft
habe als Ganzes ein Interesse daran, dass die Leute Kinder bekommen, erganzte Kutter.
Familiare Strukturen seien fur die Gesellschaft wichtig, Uberdies sei man dadurch
weniger auf Zuwanderung angewiesen, die ja ebenfalls teilweise auf Ablehnung stosse.
Demgegentber wurde in der NZZ die Frage diskutiert, ob Kinderabzlige Uberhaupt
gerechtfertigt seien. So kdnne man es als private Konsumentscheidung ansehen, Kinder
zu haben; in diesem Falle wirden Kinderabzlge der Besteuerung nach wirtschaftlicher
Leistungsfahigkeit widersprechen. Es gabe aber einen politischen Konsens, dass das
Steuerrecht Kinderkosten berlcksichtigen solle. Die Entscheidung, wie diese
Unterstitzung erfolgen solle (durch degressiv wirkende Kinderabziige, neutral wirkende
Abzlige vom Steuerbetrag oder durch progressiv wirkende Kinderzulagen zum
Erwerbseinkommen), sei dann eine weitere, umverteilungspolitische Entscheidung.

Ein weiteres Argument der Gegnerinnen und Gegner der Erhéhung des Kinderabzugs lag
in den daraus folgenden hohen Kosten: Die Vorlage verursache voraussichtlich fast
40mal héhere Kosten, als fur die Erhéhung des Drittbetreuungsabzugs geplant worden
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war, und Ubertreffe damit auch die Kosten der medial deutlich umstritteneren
Verléangerung des Vaterschaftsurlaubs. Dadurch sei zuktnftig weniger Geld flr andere,
sinnvollere Projekte vorhanden, argumentierten sie. SP, Grine und die Kritikerinnen
und Kritiker der Vorlage aus der FDP stellten dabei insbesondere die
Individualbesteuerung in den Mittelpunkt. Dieser sprachen sie eine deutlich grossere
Wirkung auf die Erwerbstéatigkeit von Frauen zu als den Drittbetreuungsabztigen. Da sie
aber ebenfalls zu hohen Steuerausféllen flhren wirde, beflrchteten sie, dass die
Abschaffung der Heiratsstrafe bei Annahme der aktuellen Vorlage auf die lange Bank
geschoben wuirde, weil kein Geld mehr vorhanden ware. Verstarkt wurde dieses
Argument durch die hohen Kosten zur Bewaltigung der Corona-Pandemie: Hatte der
Bundesrat wahrend der Budgetdebatte fiirs Jahr 2020 noch mit einem Uberschuss von
CHF 344 Mio. gerechnet, wurde jetzt ein Defizit Uber CHF 20 Mrd. erwartet. Die Medien
vermuteten von diesem Defizit nicht nur Auswirkungen auf die Vorlage zum
Drittbetreuungs- und zum Kinderabzug, sondern auch auf die gleichzeitig
stattfindenden  Abstimmungen zu den Kampfflugzeugen und Uber den
Vaterschaftsurlaub. «Angesichts enormer Zusatzlasten kann sich unsere Gesellschaft
erst recht keine Steuergeschenke mehr leisten, die nichts bringen», argumentierte
etwa GLP-Nationalrat Thomas Brunner (glp, SG). Das sahen die Beflirwortenden anders,
Philipp Kutter etwa betonte: «Das wird den Bund nicht umbringen».

Schliesslich waren sich Befurwortende und Gegnerschaft nicht einig, inwiefern das
urspringliche Ziel der Vorlage, die Forderung der Beschéaftigung hochgebildeter
Personen, insbesondere von Frauen, durch die Erganzung der Kinderabzlge geférdert
wird. Raphaela Birrer argumentierte im Tages-Anzeiger, dass die Erhéhung der
Kinderabziige die Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit verstarke. In einer Studie
zur Wirkung der beiden Abzlge (Kinderabzug und Drittbetreuungsabzug) auf die
Erwerbstatigkeit bestatigte Avenir Suisse diesen Effekt nur bedingt: Zwar senkten beide
Abzlige den Grenzsteuersatz (also die Besteuerung von zusétzlichem Einkommen) und
forderten damit die Erwerbstatigkeit, jedoch sei der entsprechende Effekt des
Kinderabzugs gering. Zudem senke er auch den Grenzsteuersatz von
Einverdienerhaushalten, wodurch die Erwerbstatigkeit von Frauen nicht gesteigert
werde. Von der Erhéhung des Betreuungskostenabzugs sei hingegen ein deutlich
starkerer Effekt auf die Erwerbstatigkeit zu erwarten, damit kénne der Anreiz des
aktuellen Steuersystems flr Zweitverdienende, nicht oder nur wenig zu arbeiten,
gemildert werden. Die GLP stellte entsprechend insbesondere diesen Aspekt in den
Mittelpunkt und sprach von einer Mogelpackung, weil die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie durch die Erhéhung des Kinderabzugs nicht verbessert werde. Nationalratin
Christa Markwalder (fdp, BE), die sich ebenfalls im liberalen Komitee engagierte, reichte
im Juni 2020 eine parlamentarische Initiative (Pa.lv. 20.455) ein, mit der sie das
Originalanliegen der Vorlage, also den Drittbetreuungsabzug, erneut aufnahm. Damit
sollte dieser bei einer Ablehnung der Vorlage moglichst schnell verwirklicht werden
kénnen.

Die Frage, ob die Vorlage Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit beinhalte oder
nicht, hatte aber noch eine zweite Komponente. So stérte sich die Weltwoche
Uberhaupt daran, dass das Steuerrecht «fur alle méglichen Zwecke instrumentalisiert>»
werde. Es sei nicht daflir da, «bestimmte Lebensmodelle zu férdern», argumentierte
Katharina Fontana. Zudem sei es unmoglich, Steuergerechtigkeit herzustellen, zumal
sich niemand jemals gerecht besteuert fuhle.

Bezlglich der Komitees gibt es weniger zu sagen. Auf der Beflirworterseite der Vorlage
standen insbesondere die CVP und die SVP. Ja-Parolen gaben auch die BDP, EVP und
die FDP.Liberalen aus, unterstiutzt wurden sie vom Gewerbeverband. Die Medien
interessierten sich indes insbesondere flr die Position der Freisinnigen, zumal sie die
Vorlage im Parlament anfangs bekampft, ihr mit ihnrem Meinungswandel dann aber zum
Durchbruch verholfen hatten. Nun wolle sich die Partei nicht an der Kampagne
beteiligen, so die WOZ, zumal sie intern gespalten war: Einzelne Personen, darunter
Standerat Andrea Caroni (fdp, AR) und Nationalrétin Christa Markwalder, sprachen sich
gegen die Vorlage aus und beteiligten sich gar am liberalen Nein-Komitee. Dieses setzte
sich insbesondere aus Mitgliedern der GLP zusammen und kampfte vor allem dagegen,
dass die «Mogelpackung>» viel koste, aber keine oder gar negative Auswirkungen hatte.
Damit wirden «keine Anreize fur arbeitstatige Elternteile geschaffen», betonte Kathrin
Bertschy (glp, BE). Auf linker Seite kdmpften vor allem die SP und die Griinen, welche
die Unterschriften flr das Referendum gesammelt hatten, fir ein Nein. Unterstitzt
wurden sie von den Gewerkschaften, aber auch Avenir Suisse sprach sich gegen die
Kinderabzuge aus. Stimmfreigabe erteilten hingegen unter anderem die FDP Frauen. Sie
beflirworteten zwar den Drittbetreuungsabzug, stoérten sich aber an den hohen Kosten
des Kinderabzugs, durch den das wichtigere Projekt der Individualbesteuerung weiter
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hinausgeschoben werde. Auch der Arbeitgeberverband entschied sich fur
Stimmfreigabe, nachdem er das Projekt im Parlament noch bekampft hatte, da es
«kaum zu einer starkeren Arbeitstatigkeit der Eltern beitrage», wie der Blick berichtete.
Dasselbe geschah mit Economiesuisse, der das Kosten-Nutzen-Verhaltnis der Vorlage
anfangs zu wenig ausgewogen gewesen sei. Der Sonntags-Blick vermutete, dass sich die
Verbénde nicht zu einer Nein-Parole hatten durchringen kénnen, da das Referendum
«aus dem falschen politischen Lager» stammte. Interessant war fir die Medien
schliesslich auch die Position des Bundesrates, insbesondere von Finanzminister
Maurer. Dieser hatte die Vorlage im Parlament mit deutlichen Worten bekampft, vertrat
nun aber - wie im Gesetz fur politische Rechte geregelt - die Position des Parlaments.
Ersteres hatte er so gut getan, dass sich auch die NZZ nicht sicher war, ob er denn nun
die Vorlage personlich beflrworte, wie seine Partei, oder sie ablehne.

Der Abstimmungskampf zur Vorlage verlief ungemein schwach. So stand sie deutlich im
Schatten der Corona-Pandemie sowie der anderen vier Vorlagen. Sie wurde gemass
Analysen vom Fég und von Année Politique Suisse einerseits nur sehr schwach in
Zeitungsinseraten beworben und andererseits auch in den Medien vergleichsweise
selten thematisiert. Die briefliche Stimmabgabe deutete anfanglich auf massiges
Interesse am Super-Sonntag hin, wie der Abstimmungstag mit funf Vorlagen in den
Medien genannt wurde. Die SP schaltete sieben kurze Animationsfilme und gab ein
Comic-Heftchen zu den Filmen aus, um zu verhindern, dass die Vorlage untergeht. Die
ersten Vorumfragen Mitte August 2020 zeigten dann auch, dass die Meinungsbildung
zur Vorlage noch nicht weit fortgeschritten war. Auf diese Tatsache wurde in den
entsprechenden Berichten das Zwischenergebnis, wonach die Sympathisierenden von
SP und Grlinen die Vorlage mehrheitlich beflrworteten, zurtckgefihrt.
Besserverdienende gaben zu diesem Zeitpunkt an, der Vorlage eher zuzustimmen.
Christian Levrat (sp, FR) hoffte, diese Personen durch die Kampagne noch umstimmen
zu kénnen. Die erste Tamedia-Umfrage ergab insgesamt eine Zustimmung («daftr»
oder «eher daflir») von 55 Prozent und eine Ablehnung von 37 Prozent, wahrend die
SRG-Vorumfrage mit 51 Prozent zu 43 Prozent zu &hnlichen Ergebnissen kam. Diese
Zahlen kehrten sich bis zum Termin der letzten Welle Mitte September um: Die
Tamedia-Umfrage ergab eine Zustimmung von 46 Prozent und eine Ablehnung von 51
Prozent, die SRG-Umfrage eine von 43 Prozent zu 52 Prozent. Bei den
Sympathisierenden von SP und Grunen war die Zustimmung vom ersten zum zweiten
Termin gemass SRG-Umfragen um 19 respektive 14 Prozentpunkte gesunken, bei den
Sympathisierenden der GLP ebenfalls um 12 Prozentpunkte. Bei den Ubrigen Parteien
nahm sie ebenfalls leicht ab.

Das Resultat der Abstimmung zur Anderung der direkten Bundessteuer iber die
steuerliche Berlcksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten war schliesslich
deutlicher, als die Vorumfragen und die Ausgangslage viele Kommentatorinnen und
Kommentatoren hatten vermuten lassen: Mit 63.2 Prozent Nein-Stimmen lehnte das
Stimmvolk die Vorlage mit einer vergleichsweise hohen Stimmbeteiligung von 59.2
Prozent deutlich ab. Dieses Nein lasse jedoch einigen Interpretationsspielraum,
betonten die Medien. So gab es zwischen den Kantonen doch betréachtliche
Unterschiede: Am kritischsten zeigte sich die Stimmbevdlkerung im Kanton Appenzell-
Ausserrhoden (28.1%), gefolgt von denjenigen in Appenzell-Innerrhoden (29.3%) und
Bern (29.5%), am hochsten lag die Zustimmung im Tessin (52.0%) und in Genf (50.1%),
beide Kantonsbevdlkerungen hatten die Vorlage angenommen. Allgemein wurde gemass
BFS ersichtlich, dass die italienischsprachige (52.0%) und die franzésischsprachige
Schweiz (48.5%) der Vorlage deutlich mehr abgewinnen konnten als die
Deutschschweiz. Kaum Unterschiede waren zwischen Stadt und Land erkennbar: Die
l&ndlichen Regionen (35.3%) lehnten die Vorlage ahnlich stark ab wie die Kernstadte
(35.8%). Das Resultat kénne nicht mit dem Links-Rechts-Schema erklart werden,
betonte die NZZ. Stattdessen seien vor allem die personliche Einstellung zur
Familienpolitik und zur Rolle des Staates relevant gewesen. Die externe
Kinderbetreuung wirde in der Romandie stérker akzeptiert und durch den Staat starker
unterstitzt als in der Deutschschweiz, betonte denn auch CVP-Standeratin Marianne
Maret (cvp, VS) gegenliber der NZZ. Entsprechend habe in der Westschweiz vor allem
der Drittbetreuungsabzug im Mittelpunkt gestanden, wahrend in der Deutschschweiz
hauptsachlich Uber den Kinderabzug diskutiert worden sei, stellte SP-Nationalratin
Franziska Roth (sp, SO) fest. Eine zu spate Kampagne in der Romandie machte
schliesslich SP-Nationalrat Roger Nordmann fir den hohen Anteil Ja-Stimmen in der
franzdsischsprachigen Schweiz verantwortlich. Christian Levrat erachtete das Ergebnis
insgesamt als Absage des Volkes an die burgerliche Steuerpolitik und als Ausblick auf
andere burgerliche Projekte zur Abschaffung der Stempelabgabe, der Industriezélle,
des Eigenmietwerts oder der Heiratsstrafe. Stattdessen mussten nun Familien mit

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21

12



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 18.05.2014
DAVID ZUMBACH

tiefen und mittleren Einkommen entlastet werden, insbesondere durch die Senkung der
Krankenkassenprémien und die kostenlose Bereitstellung von Kita-Platzen. Philipp
Kutter wollte die Entlastung von Familien weiterverfolgen und plante anstelle des
Kinderabzugs einen Abzug vom Steuerbetrag. Dass neben der Erhdhung des
Kinderabzugs auch die Erhdhung des Drittbetreuungsabzugs gescheitert war, erachtete
Christa Markwalder nicht als entmutigend und setzte auf ihre eingereichte
parlamentarische Initiative. Anders als bei der ersten Behandlung des Themas im
Nationalrat, als sich die SP- und die Grine-Fraktion gegen Eintreten ausgesprochen
hatten, kindigte Christian Levrat an, die parlamentarische Initiative zu unterstitzen.
Dies sei aber nur ein erster Schritt, zusatzlich brauche es auch Ldsungen, die sich far
die Mehrheit der Bevolkerung auszahlten.

Abstimmung vom 27. September 2020

Beteiligung: 59.2%
Ja: 164415 (36.8%)
Nein: 2'003'179 (63.2%)

Parolen:

- Ja: BDP (1*), CVP, EVP (1*), FDP (1*), SVP; SGV

- Nein: EDU, GLP (1*), GPS, PdA, SD, SP; SGB, SSV, Travail.Suisse, VPOD
- Stimmfreigabe: Economiesuisse, SAV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen ®

Sozialpolitik
Bevélkerung und Arbeit

Léhne

Im Mai 2014 stimmte der Souveran Uber die Volksinitiative .Fiir den Schutz fairer
Léhne (Mindestlohn-Initiative)™ ab, die 2011 vom Schweizerischen Gewerkschaftsbund
(SGB) lanciert worden war. Die Initiantinnen und Initianten verlangten einerseits, dass
Bund und Kantone die Lohne in der Schweiz schiutzen, indem sie die Festlegung von
Mindestldhnen in Gesamtarbeitsvertragen (GAV) férdern. Andererseits forderteten sie,
dass der Bund einen nationalen gesetzlichen Mindestlohn von CHF 22 pro Stunde
festlegen soll, was bei einer Wochenarbeitszeit von 42 Stunden und 12 Monatsléhnen
rund CHF 4'000 Bruttolohn pro Monat entsprechen wurde. Mit seinen Forderungen
wollte das Initiativkomitee daflir sorgen, dass alle Arbeitnehmenden in der Schweiz von
ihrem Lohn leben kénnen. Es hoffte zudem, damit die Armut reduzieren zu kdénnen,
Lohnunterbietung zu bekampfen und zugleich den sozialen Frieden in der Schweiz zu
wahren. Das Staatssekretariat fir Wirtschaft (SECO) stellte fest, dass 2010 rund 9% aller
Beschéftigten und damit Gber 300'000 Personen in der Schweiz weniger als die
geforderten CHF 22 verdienten. Der Bundesrat sah in einem nationalen gesetzlichen
Mindestlohn das gute Funktionieren des Arbeitsmarktes gefahrdet und Arbeitspléatze
bedroht und beantragte im Januar 2013 den eidgendssischen Raten, die Initiative Volk
und Standen zur Ablehnung zu empfehlen. Nachdem es in der Herbstsession 2013 zu
einer klassischen Staat-versus-Markt-Debatte zwischen linken und rechten
Volksvertretern gekommen war, folgten in den Schlussabstimmungen der
darauffolgenden Wintersession beide Kammern der Empfehlung des Bundesrates,
wobei 12 Stédnderdte und 56 Nationalrdte des linken Lagers gegen den Bundesrat
votierten und die Initiative unterstitzten. Der klassische Links-Rechts-Konflikt
spiegelte sich auch in der Parolenfassung der Parteien und Verbande wider, wobei sich
eine auffallend grosse Anzahl an Verbanden zur Vorlage dusserte. Nicht Uberraschend
sprachen sich die Arbeitnehmerverbénde dafir und die Arbeitgeberverbande im
Allgemeinen dagegen aus.

Der Abstimmungskampf zur Mindestlohn-Initiative wurde &usserst intensiv geflhrt.
Uberraschend verzeichnete die Vorlage mehr Presseanzeigen als die gleichentags
anstehende Abstimmung zum Finanzierungsplan der Beschaffung des Kampfflugzeugs
Gripen. Die Kampagne der Beflrworter wies einen vorwiegend zentralisierten Charakter
auf und wurde in erster Linie von den Gewerkschaften SGB und Unia bestritten. Die
Gegenseite setzte sich mit dem Wirtschaftsdachverband Economiesuisse, der neu
gegrindeteten wirtschaftspolitischen Plattform SucceSuisse, dem Verband der
Schweizerischen Maschinen-, Elektro- und Metall-Industrie (Swissmem), dem
Dachverband des Schweizerischen Handels (Handel Schweiz) und etlichen kantonalen
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MARLENE GERBER

Gewerbe- und Arbeitgeberverbanden aus einer Vielzahl an lose koordinierten, potenten
und politsch erprobten Schwergewichten zusammen. Wahrend die Pro-Seite in erster
Linie Fairness-Aspekte bei der Entldhnung von Arbeit und die Lohndiskrimierung von
Frauen als Argumente ins Feld flUhrte, brachten die Initiativgegner vor, dass die
Mindestlohn-Initative  Sozialpartnerschaften, Arbeitsplatze sowie das duale
Bildungssystem geféhrde, staatliche Interventionen Wettbewerb verzerrten und
branchenspezifische und regionale Unterschiede vom Initiativbegehren zu wenig
berlcksichtigt wirden.

Die Mindestlohn-Initiative scheiterte letzlich deutlich. Nur 23,7% der Partizipierenden
sprachen sich an der Urne zugunsten der Vorlage aus. Dies ist selbst im Vergleich zur
1:12-Initiative, welche im November 2013 einen Ja-Stimmenanteil von 34,7% erreichte,
ein ausserordentlich tiefer Zustimmungswert. Die Stimmbeteiligung betrug
Uberdurchschnittliche 55,5%. Die héchsten Ja-Anteile wurden in den Kantonen Jura
(35,9%), Genf (33,9%) und Tessin (32,0%) registriert. Die tiefste Zustimmung
verzeichneten die Kantone Appenzell Innerrhoden (12,1%), Nidwalden (12,8%) und
Schwyz (13,6%).

Abstimmung vom 18. Mai 2014

Beteiligung: 56,4%
Ja: 687 571(23,7%) / 0 Stande
Nein: 2 210192 (76,3%) / 20 6/2 Stéande

Parolen:

- Ja:, SPS, GPS(2)*, CSP, SGB, Travs, Unia.

- Nein: SVP, FDP, CVP, GLP, BDP, EVP, eco, sgv, SAV.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Der VOX-Analyse zur Mindestlohn-Initiative ist zu entnehmen, dass ein Grund fir die
hohe Ablehnung der Initiative im weitverbreiteten Zweifel an der Verwirklichung der
anvisierten Ziele liege. So hielt nur gerade ein Drittel der Stimmenden das Argument,
wonach Mindestlohne die Zahl der Sozialhilfebeziehenden senke und damit Kantone
und Gemeinden entlaste, fur Uberzeugend. Der klassische Links-Rechts-Konflikt
widerspiegelte sich auch in den Abstimmungsmustern der Parteisympathisanten. So
stimmten 70% der Anhéngerinnen und Anhénger der Grinen und 55% der SP-
Gefolgschaft fur die Initiative, wahrend sie die Wahlerschaft von CVP (11%), FDP (5%),
SVP (7%), GLP (18%) und BDP (7%) deutlich verwarfen. Die VOX-Analyse kam weiter zum
Schluss, dass gesellschaftliche Merkmale bei weitem nicht so stark mit dem
Stimmentscheid korrelierten wie politsche Einstellungen. So habe die Initiative nicht
mal bei den tiefsten Einkommensklassen, die direkt von einem Mindestlohn von CHF
4000 profitiert hatten, Gehoér finden kénnen. Die Beflirchtung, wonach die Initiative
Arbeitsplatze vernichten wirde, stellte sich im Endeffekt, so die VOX-Studie weiter, als
dusserst entscheidungsrelevant heraus. °

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Radio und Fernsehen

"Résti- und Polentagraben sind programmiert”, titelte die NZZ bereits am 5. Juni, mit
dem Argument, dass insbesondere die Sprachminderheiten von einem ausgebauten
Service public profitieren und dies mit einem beflrwortenden Stimmentscheid
untermauern wurden. Zumindest was das Resultat betrifft behielt die alte Tante
grosstenteils recht: An der Volksabstimmung zur RTVG-Vorlage vom 14. Juni 2015,
wurde das Bundesgesetz Uber Radio und Fernsehen bei einer Stimmbeteiligung von
43,7% mit einer hauchdinnen Mehrheit von 3'649 Stimmen - und somit noch leicht
knapper als die vorlaufigen amtlichen Ergebnisse vermuten liessen, und gar knapper als
jedes andere seit der EinfUhrung des Frauenstimmrechts erzielte Abstimmungsresultat
- angenommen. Treibende Kraft hinter diesem Hauch von Ja war in der Tat die
Romandie (mit Ausnahme des Wallis), wo die Vorlage teilweise betrachtlichen Zuspruch
erhielt - an vorderster Front vom Kanton Waadt, der die Vorlage, gefolgt von den
Kantonen Genf (61,9%), Neuenburg (569,6%) und Jura (568,6%), mit einem Ja-Anteil von
62,5% deutlich beflrwortete. Abgesehen von der Romandie legten lediglich Basel-Stadt
(51,2%) und Graublinden (560,9%) ein Ja ein; in allen anderen Kantonen - inklusive dem
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Tessin (48,0%) - fand die Vorlage keine Mehrheit. Wéhrend der Ja-Anteil in den
grosseren, stadtisch geprégten Kantonen immerhin die 47%-Marke Uberschritt,
bewegte sich dieser in den léandlichen Kantonen der Zentral- und Innerschweiz
zwischen 40% und 45%. Das knappe Ergebnis flhrte denn auch nicht zum Abflauen der
politischen Diskussionen, sondern zu deren intensiven Weiterfihrung. Die GLP, die
ebenso wie die SVP und die FDP zu den Abstimmungsverliererinnen gehorte, kiindigte
beispielsweise an, eine Motion zur Definition des medialen Service public in der
Bundesverfassung einzureichen. Dass hier Handlungsbedarf bestehe, habe die Debatte
zum RTVG gezeigt. Nationalratin Natalie Rickli (svp, ZH) kommentierte die Befunde des
Tagesanzeigers, wonach die Auslandschweizer fur das Ja zum RTVG verantwortlich
seien: Es sei "irritierend, dass Leute mitentscheiden, die gar nicht bezahlen mussen".
Nichtsdestotrotz seien jedoch diejenigen Gegnerinnen und Gegner, welche ihr
Stimmrecht nicht wahrgenommen hatten, zu grossen Teilen fur die Niederlage
verantwortlich. Rickli rief zur Unterstitzung der sich dazumals im Sammelstadium
befindenden No-Billag-Initiative auf, mit der der Druck auf die SRG aufrechterhalten
werden koénne. Die Initiative erhielt nach der Referendumsniederlage nun auch
Unterstitzung vom Schweizerischen Gewerbeverband. Der Verband Schweizer Medien
zeigte sich mit dem Abstimmungsresultat und gar mit dessen Knappheit zufrieden,
denn Letzteres sei ein Warnsignal an die SRG. Diese solle sich auf einen Service public
im engeren Sinne beschranken und ausschliesslich Uber die neue Abgabe finanziert
werden, was einem Werbeverbot fir die SRG gleichkame.

Abstimmung vom 14. Juni 2015

Beteiligung: 43.7%
Ja: 1'128'522 (50.1%)
Nein: 1'124'873 (49.9%)

Parolen:

- Ja: SP, CVP, GPS, BDP (2*), EVP; Economiesuisse, SGB, Travail.Suisse, VSM.
- Nein: SVP, FDP (3*), GLP; SGV, SBV, Konsumentenforum.

- Stimmfreigabe: SAV, SKS.

* Anzahl abweichende Kantonalsektionen in Klammern ™

1) BBI, 2017, S. 371 ff.; TZ, 23.8.16; SGL, 29.8.16; BaZ, 1.9.16; APZ, 7.9.16; SN, 9.9.16; SGT, 14.9.16; SZ, 22.9.16; NZZ, TA, 24.9.16;
AZ, BZ, BaZ, Blick, CdT, LMD, LT, Lib, NZZ, SGT, TA, TG, 26.9.16; LMD, 27.9.16

2) BBI, 2009, S. 7539 ff.; Presse vom 18.5.09; Lloren, Anduk / Nai, Alessandro, Vox - Analyse der eidgendssischen
Volksabstimmung vom 17. Mai 2009, Bern und Genf 2009. Beschwerden: AZ, 20.5.09; BaZ, 27.5.09; TG, 29.5. und 30.5.09; LT,
5.5.und 18.7.09; BuZ, 2.10.09.

3) BBI, 2019, S. 4985 ff.; NZZ, 27.4.,11.6.19; BaZ, 18.5.19; AZ, BaZ, LT, NZZ, SGT, SZ, TG, 20.5.19

4) BBI, 2009, S. 8719 ff.; BaZ, 9.9.09; NZZ, 10.9. (Gross, sp, ZH) und 19.9.09 (Mdller, fdp, AG und Lustenberger, cvp, LU); Presse
vom 28.9.09

5) BO CN, 2008, p. 1271 ss.

6) Lit. Blrgisser et al.; Lit. Longchamp et al.; NZZ, SGT, 15.1.14; LZ, NZZ, 12.2.14; Blick, SGT, 13.2.14; BZ, Blick, 19.2.14; Blick,
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